
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 23.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Keine Einschränkung
Akteure Wasserfallen, Flavia (sp/ps, BE) NR/CN
Prozesstypen Parlamentarische Initiative
Datum 01.01.1965 - 01.01.2024

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Gerber, Marlène
Guignard, Sophie
Heidelberger, Anja
Kipfer, Viktoria
Schmid, Catalina
Schneuwly, Joëlle

Bevorzugte Zitierweise

Gerber, Marlène; Guignard, Sophie; Heidelberger, Anja; Kipfer, Viktoria; Schmid,
Catalina; Schneuwly, Joëlle 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik:
Parlamentarische Initiative, 2019 - 2022. Bern: Année Politique Suisse, Institut für
Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am
23.04.2024.

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Rechtsordnung

1Privatrecht

1Sozialpolitik
1Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

1Gesundheitspolitik

2Epidemien

2Sozialversicherungen

3Krankenversicherung

3Soziale Gruppen

3Familienpolitik

4Frauen und  Gleichstellungspolitik

01.01.65 - 01.01.24 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
WBK-SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerats
RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund
SGV Schweizerischer Gewerbeverband
EpG Epidemiengesetz
GlG Gleichstellungsgesetz
ATSG Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts
SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
FER Fédération des Entreprises Romandes

CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
Etats

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

CSEC-CE Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des
Etats

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
USS Union syndicale suisse
USAM Union suisse des arts et métiers
LEp loi sur les épidémies
LEg Loi sur l'égalité
LPGA Loi fédérale sur la partie générale du droit des assurances sociales
UPS Union Patronale Suisse
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
FER Fédération des Entreprises Romandes

01.01.65 - 01.01.24 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Mittels parlamentarischer Initiative forderte Mathias Reynard (sp, VS) eine
Beweislasterleichterung für die sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz. Nach
bestehendem Artikel 6 GlG gelte bei zivilrechtlichen Klagen gegen die Arbeitgebenden
für eine Reihe von Diskriminierungsformen die Beweislasterleichterung; der Tatbestand
der sexuellen Belästigung gehöre jedoch nicht dazu. Es sei äusserst problematisch, dass
die hohe Zahl von Gerichtsurteilen zuungunsten der klagenden Person unter anderem
auch auf die Beweisschwierigkeit von sexueller Belästigung zurückzuführen sei. Aus
diesem Grund schlug Reynard vor, den Artikel zur Beweislasterleichterung um den
Tatbestand der sexuellen Belästigung zu ergänzen und so die Beweishürde für eine
Verurteilung zu senken. Dadurch müsste die Klägerin bzw. der Kläger das Vorliegen
einer sexuellen Belästigung künftig durch Hinweise glaubhaft machen und nicht mehr
beweisen können. Es wäre dann an der beklagten Person bzw. am beklagten
Unternehmen, Gegenteiliges nachzuweisen. Wie der Initiant im Rat unterstrich, sei die
Beweislasterleichterung jedoch nicht mit der Beweislastumkehr zu verwechseln. 
Die RK-NR, welche die parlamentarische Initiative vorgeprüft hatte, beantragte mit
einer Mehrheit von 16 zu 5 Stimmen bei 2 Enthaltungen, dem Vorstoss keine Folge zu
geben. Ungleich den Diskriminierungsformen mit Beweislasterleichterung sei es den
Arbeitgebenden im Falle der sexuellen Belästigung kaum möglich, Befreiungsbeweise zu
liefern, lautete die Begründung des Mehrheitsantrags. Die Beweislasterleichterung
stehe ausserdem in einem Widerspruch mit wichtigen Pfeilern der Schweizer
Rechtsordnung, so auch der Unschuldsvermutung. Weiter habe das Parlament in der
Vergangenheit bereits ähnliche Vorstösse abgelehnt. 
Eine Minderheit der RK-NR – bestehend aus SP-Nationalrätinnen und -räten –
erachtete diese Argumente hingegen als unbegründet und verwies auf andere Länder,
welche diese Praxis bereits erfolgreich anwendeten und positive Erfahrungen damit
gesammelt hätten. Flavia Wasserfallen (sp, BE) fügte im Namen dieser Minderheit an,
dass es den Arbeitgebenden zudem jederzeit möglich sei, externe Fachstellen mit der
Untersuchung des Falls zu beauftragen und so womöglich die nötigen Beweise zu
finden. Die Hürde für eine entsprechende Verurteilung bleibe trotz
Beweislasterleichterung hoch. Der Nationalrat folgte jedoch dem Mehrheitsantrag und
gab der Initiative in der Sommersession 2019 mit 133 zu 51 Stimmen bei 3 Enthaltungen
keine Folge. Während sich sowohl SP und Grüne als auch SVP, FDP und die Mitte jeweils
geschlossen hinter den Minderheitsantrag respektive hinter den Mehrheitsantrag
stellten, zeigte sich bei der GLP mit drei Stimmen für den Minderheitsantrag und fünf
Stimmen für den Mehrheitsantrag ein gemischtes Bild. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.06.2019
CATALINA SCHMID

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

In der Herbstsession 2022 befasste sich der Nationalrat erneut mit der
parlamentarischen Initiative Weibel (glp, ZH), welche eine Gebühr für Bagatellfälle in
der Spitalnotfallaufnahme verlangte. Eine Mehrheit der vorberatenden SGK-NR hatte
ihrem Rat die Abschreibung der Initiative beantragt. Flavia Wasserfallen (sp, BE)
begründete den Sinneswandel der Kommission – ursprünglich hatte sich diese für
Folgegeben ausgesprochen – unter anderem mit dem Mangel an Hausärztinnen und
Hausärzten, welcher dazu führe, dass sich Personen in erster Instanz an
Notfallstationen wenden würden. Zudem stellten Notfallstationen gerade für Menschen
in prekärer Situation «oft die erste und einzige medizinische Anlaufstelle» dar. Wichtig
sei die Organisation der vorgelagerten Triagesituation, mit der eine Entlastung der
Stationen bewirkt werden könne. Eine Minderheit rund um Jörg Mäder (glp, ZH) wollte
hingegen an der parlamentarischen Initiative festhalten, da man die teuren Ressourcen
der Notfallstationen effizient nutzen müsse. Der zusätzliche administrative Aufwand
könne durch die Zeitersparnis durch die abnehmende Zahl an Bagatellfällen und
allenfalls durch digitalen Fortschritt aufgewogen werden. Mit 114 zu 71 Stimmen (bei 6
Enthaltungen) folgte die grosse Kammer der Minderheit und schrieb die Initiative nicht

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.09.2022
JOËLLE SCHNEUWLY
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ab. 2

Epidemien

In der Wintersession 2021 stand die Behandlung einer parlamentarischen Initiative Heer
(svp, ZH) bezüglich einer Änderung des Epidemiengesetzes (EpG) auf der
Traktandenliste des Nationalrates. Der Initiant störte sich insbesondere an Artikel 6 des
Gesetzes, in welchem die besondere Lage definiert ist und welcher dem Bundesrat in
diesen Ausnahmesituationen Vollmachten verleiht. Das «Hüst und Hott» der
Landesregierung im Rahmen der Covid-19-Pandemie sei nicht länger hinnehmbar,
vielmehr erfordere eine solche Einschränkung von Grundrechten, wie sie durch das
Epidemiengesetz möglich seien, eine breitere Abstützung durch die
Bundesversammlung. Kommissionssprecherin Flavia Wasserfallen (sp, BE) erklärte, dass
die SGK-NR zwar die Meinung vertrete, dass es einer Revision des EpG bedürfe –
deshalb sei auch die Kommissionsmotion 21.3963 eingereicht worden –, allerdings sei
eine umfassende Überarbeitung des Gesetzes und eine Überprüfung aller darin
enthaltener Aspekte nötig. Dies erfordere Zeit, da dafür die im Rahmen der Pandemie
ergriffenen Massnahmen analysiert und die verschiedenen Zuständigkeiten überprüft
werden müssten. Mit 17 zu 5 Stimmen beantragte die Kommission daher, auf
Folgegeben zu verzichten, wobei sich eine Kommissionsminderheit für Folgegeben
aussprach. Der Nationalrat folgte mit 135 zu 51 Stimmen deutlich seiner
Kommissionsmehrheit. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Im Herbst 2018 reichte Jürg Grossen (glp, BE) eine parlamentarische Initiative ein, mit
der er neben dem Mass der organisatorischen Unterordnung und des
unternehmerischen Risikos auch den Parteiwillen der Betroffenen bei der Festlegung,
ob eine Person gemäss ATSG selbständigerwerbend oder angestellt ist, berücksichtigt
haben wollte. Demnach würden Dienstleistungserbringende von den
Sozialversicherungen immer häufiger als Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
klassifiziert, auch gegen ihren Willen. 
Im November 2019 gab die SGK-NR der Initiative mit 15 zu 7 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
Folge, zumal die entsprechenden Rahmenbedingungen «einfach und moderat
weiterentwickel[t]» werden sollten. «Im Lichte der Erfahrungen während der Covid-19-
Krise», welche die Probleme einer Einstufung als Selbständigerwerbende aufgezeigt
hatte, entschied sich jedoch die SGK-SR mit 11 zu 1 Stimmen gegen Folgegeben.
Stattdessen wollte sie die Absicherung von sozial schwachen Selbständigen in den
Mittelpunkt stellen. 
In der Herbstsession 2022 wurde die Initiative im Nationalrat behandelt. Zuvor war die
nationalrätliche Kommission mehrheitlich bei ihrer Einschätzung geblieben und hatte
Folgegeben empfohlen. Der Status von Personen, die über Arbeitsplattformen (z.B.
Uber) beschäftigt sind, müsse «aufgrund der veränderten Arbeitsrealitäten» diskutiert
werden, argumentierte sie. Eine Minderheit von Flavia Wasserfallen (sp, BE) sprach sich
jedoch gegen Folgegeben aus, zumal der vom Bundesrat im Oktober 2021 publizierte
Bericht zur Prüfung einer Flexibilisierung des Sozialversicherungsrechtes keinen Bedarf
für eine Erhöhung der Flexibilität ausgemacht habe. Eine Berücksichtigung der
Parteivereinbarungen lehnte die Minderheit überdies ab, da «diese selten auf
Augenhöhe abgeschlossen» würden, wie die Minderheitensprecherin betonte. Mit 127
zu 57 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat für Folgegeben aus, die
ablehnenden Stimmen stammten von den Mitgliedern der SP- und der Grünen-
Fraktion. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.09.2022
ANJA HEIDELBERGER
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Krankenversicherung

Nach der knappen Zustimmung durch die nationalrätliche Kommission sprach sich die
SGK-SR im April 2021 gegen die parlamentarische Initiative Nantermod (fdp, VS) für eine
freiwillige Versicherung der Franchisen in den Zusatzversicherungen aus. Somit
musste die SGK-NR die Initiative erneut vorberaten und entschied dabei mit 13 zu 10
Stimmen (bei 1 Enthaltung), ihr dieses Mal keine Folge zu geben. 
In der Wintersession 2021 begründeten die Kommissionssprechenden Benjamin Roduit
(mitte, VS) und Flavia Wasserfallen (sp, BE) den neuen Antrag der Mehrheit dadurch,
dass damit das Ziel der Franchise, die Eigenverantwortung zu stärken, unterlaufen
werde. Zudem sei zu befürchten, dass die wegfallenden Prämieneinnahmen bei den
ordentlich Versicherten kompensiert würden – diese also höhere Prämien zu bezahlen
hätten. Schliesslich fehle bei den Zusatzversicherungen die Aufnahmepflicht, wodurch
nicht alle Prämienzahlenden dieses Angebot nutzen könnten. Letzteres erachtete
Initiant Nantermod hingegen als Argument gegen ein Unterlaufen der
Eigenverantwortung: Würden Personen mit Franchisen-Versicherungsschutz zu viele
Gesundheitsleistungen benötigen, könnten sie in den folgenden Jahren wohl kaum
mehr eine entsprechende Zusatzversicherung abschliessen. Profitieren könnten von
dem neuen Angebot gemäss Nantermod wohl nur grundsätzlich gesunde, junge
Personen – neu aber eben auch bei tieferen Einkommen. Mit 112 zu 79 Stimmen sprach
sich der Nationalrat gegen Folgegeben aus – gegen den Willen der SVP- und der FDP-
Fraktion . Damit war die parlamentarische Initiative erledigt. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.12.2021
ANJA HEIDELBERGER

Soziale Gruppen

Familienpolitik

In der Wintersession 2022 stimmte der Nationalrat erstmals über eine
parlamentarische Initiative Kessler (glp, SG) ab, welche eine Übertragung des
Mutterschaftsurlaubs auf hinterbliebene Väter vorsieht, sollte die Mutter während des
14-wöchigen Mutterschaftsurlaubs versterben. Im Vorfeld hatte die SGK-NR einen
Entwurf in die Vernehmlassung geschickt, der forderte, dass nach dem Ableben der
Mutter oder des Vaters unmittelbar nach der Geburt eines Kindes der Elternurlaub des
verstorbenen Elternteils dem verbleibenden Elternteil zusätzlich zum bereits
bestehenden Urlaub gewährt werden solle. In der Vernehmlassung wurde die
Übertragung des Vaterschaftsurlaubs auf die Mutter von den Kantonen Nidwalden und
St. Gallen lediglich unter Vorbehalt akzeptiert, unter anderem da die Regelung solcher
Einzelfälle mehrheitlich den Sozialpartnern überlassen sein sollte. Bei der Mehrheit der
Vernehmlassungsteilnehmenden, darunter 22 Kantone, alle stellungnehmenden
Parteien oder etwa die FER und der SGB, stiess der ursprüngliche Entwurf im Grunde
jedoch auf Anklang. Mit dem SAV und dem SGV lehnten zwei Sozialpartner den Entwurf
gänzlich ab, ebenso wie der Kanton Thurgau. Bei der Ausgestaltung der Urlaube zeigten
sich die Vernehmlassungsteilnehmenden gespalten. So sprachen sich sowohl die
Kantone Appenzell-Innerrhoden, Glarus, Schaffhausen und Uri als auch die SVP und
GastroSuisse gegen die Kumulation des Mutter- und Vaterschaftsurlaubs im Todesfall
der Mutter oder des anderen Elternteils aus. Die Kantone Graubünden und Zug sowie
die FDP sahen lediglich bei der Übertragung des Vaterschaftsurlaubs auf die
hinterbliebene Mutter vom Mehrheitsantrag der SGK-NR ab. Der Kanton Aargau dagegen
stellte sich gegen eine Kumulation von Mutter- und Vaterschaftsurlaub im Falle des
Ablebens der Mutter. Die Mehrheit der SGK-NR entschied sich in Anbetracht der
Ergebnisse der Vernehmlassung mit 17 zu 0 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) dazu, auf den
Anspruch auf einen zweiwöchigen Vaterschaftsurlaub bei Ableben des Vaters zu
verzichten und lediglich beim Tod der Mutter dem verbliebenen Elternteil den 14-
wöchigen Mutterschaftsurlaub zu gewähren. 

Über die nachträgliche Änderung am Entwurf nicht erfreut zeigten sich im Nationalrat
zwei Minderheiten: Der erste Minderheitsantrag Mettler (glp, BE) forderte eine Berufung
auf die ursprüngliche Vernehmlassungsvorlage und zielte somit darauf ab, den
Anspruch auf den Vaterschaftsurlaub zu bewahren. Des Weiteren solle bei Ableben der
Mutter der Anspruch auf Vaterschaftsurlaub nicht gänzlich erlöschen, sondern mit dem
übertragenen Mutterschaftsurlaub kumuliert werden. Noch weiter ging der
Minderheitsantrag Flavia Wasserfallen (sp, BE), welcher forderte, dass der
hinterbliebene Elternteil – egal ob Vater oder Mutter – insgesamt 20 Wochen
Elternurlaub erhalten solle. Der Bundesrat beantragte dem Nationalrat, dem
Minderheitsantrag Mettler Folge zu leisten, da dieser die Forderungen der
parlamentarischen Initiative am besten zur Geltung bringe. Dieser erste
Minderheitsantrag konnte sich gegenüber dem Mehrheitsantrag mit 112 zu 76 Stimmen

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.2022
VIKTORIA KIPFER
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(bei 5 Enthaltungen) behaupten, wobei sich lediglich die geschlossenen SVP- und FDP-
Fraktionen für den Vorschlag der Kommissionsmehrheit aussprachen. Auch bei der
Gegenüberstellung der Minderheitsanträge Mettler und Flavia Wasserfallen nahm der
Nationalrat mit 122 zu 69 (bei 2 Enthaltungen) ersteren an, während der
Minderheitsantrag Flavia Wasserfallen lediglich auf die Unterstützung der
geschlossenen SP- und Grünen-Fraktionen zählen konnte. In der Gesamtabstimmung
nahm die grosse Kammer den so abgeänderten Entwurf auf Antrag des Bundesrats mit
171 zu 1 Stimme (bei 20 Enthaltungen) an. 6

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Pour combattre le harcèlement sexuel au travail, la conseillère nationale Flavia
Wasserfallen estime que plusieurs instruments sont nécessaires, et que certains
doivent être renforcés. C'est pour cette raison qu'elle a déposé le 17 juin 2019 une
initiative parlementaire visant à augmenter l'indemnité maximale due à la victime.
Celle-ci s'élève actuellement à six mois de salaire au maximum, ce qui n'est pas assez
dans les cas graves, selon la socialiste. Elle souhaite que le plafond atteigne les douze
mois. 
La CAJ-CN avait dans son rapport du 25 juin de l'année suivante recommandé de ne
pas donner suite à l'initiative. Selon la majorité de la commission, à savoir 14 voix,
l'augmentation du plafond n'aurait aucun effet sur la personne coupable de
harcèlement sexuel, mais sur l'employeur, qui doit verser l'indemnité s'il est impossible
de prouver que toutes les mesures ont été prises pour empêcher le harcèlement. Elle
recommande de plutôt viser l'instauration d'un climat de respect et de confiance, qui
permettrait de signaler les cas à l'interne et aurait un effet préventif. Une minorité de 11
voix avait en revanche soutenu le texte, arguant qu'un tel instrument est nécessaire,
notamment pour donner le signal que le harcèlement sexuel n'est pas une infraction
mineure et inciter les hiérarchies à assumer leur devoir de diligence et à renforcer les
mesures de prévention. 
L'initiative parlementaire a été refusée en chambre basse par 102 voix contre 90 et
une abstention. Quatre membres du groupe du centre et deux de l'UDC se sont
toutefois rallié-e-s au front rose-vert. L'abstention provient du groupe du centre. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

Flavia Wasserfallen (sp, BE) verlangte 2019 mittels parlamentarischer Initiative, dass
Arbeitgebende mit mehr als 50 Beschäftigten eine externe Beratungsstelle für
Mitarbeitende anbieten müssen, die am Arbeitsplatz sexuell belästigt worden sind.
Während die WBK-NR der Initiative im August 2020 noch Folge gab, entschied sich die
WBK-SR im Februar 2021 dagegen. Mit 7 zu 4 Stimmen bei einer Enthaltung vertrat sie
die Ansicht, dass die bestehenden rechtlichen Bestimmungen zum Schutz der
Arbeitnehmenden in diesem Bereich ausreichten. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.02.2021
MARLÈNE GERBER

Im April 2021 vertrat die WBK-NR in Bezug auf die parlamentarische Initiative
Wasserfallen (sp, BE), die eine externe Beratungsstelle für Opfer von sexueller
Belästigung am Arbeitsplatz forderte, eine andere Position als noch im Jahr zuvor. Mit
12 zu 11 Stimmen beantragte sie ihrem Rat nun, der Initiative keine Folge zu geben. Der
Nationalrat folgte in der Sommersession diesem Antrag und lehnte das Geschäft mit 97
zu 93 Stimmen bei einer Enthaltung knapp ab. Neben den geschlossen stimmenden
Fraktionen der SP, Grünen und GLP unterstützten auch vereinzelte Mitglieder der
Fraktionen der Mitte und der FDP.Liberalen die Initiative. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.06.2021
MARLÈNE GERBER

In der nationalrätlichen Herbstsession 2021 wurde die Forderung nach einem
ergänzenden, bezahlten Vaterschaftsurlaub von maximal 14 Wochen, eingebracht in
Form einer parlamentarischen Initiative Bertschy (glp, BE), mit 38 zu 110 Stimmen (bei
38 Enthaltungen) klar abgelehnt. Unterstützung erhielt das Anliegen lediglich von der
geschlossenen GLP-Fraktion, einer Mehrheit der SP-Fraktion und insgesamt drei
Mitgliedern aus den Fraktionen der Grünen und der Mitte. Die Grünen-Fraktion enthielt
sich beinahe gänzlich der Stimme – ebenso wie eine Minderheit der SP und zwei
Ratsmitglieder der Mitte. Fünf SP-Mitglieder stellten sich gar gegen die Initiative. Die
fehlende Unterstützung aus dem linken Lager war in der Ausgestaltung der Vorlage
begründet. So befürchtete Flavia Wasserfallen (sp, BE) im Rat, dass bestehende,
grosszügigere Urlaubsregelungen für die Mutter bei Annahme der Initiative auf 14
Wochen reduziert werden könnten. Die Bestärkungen der GLP-Nationalrätin Bertschy,

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2021
MARLÈNE GERBER
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dass es ihr keinesfalls um die Kürzung bestehender Lösungen gehe, sondern um eine
ergänzende Lösung für den Vater im selben, bekannten Umfang, verfingen im
Nationalrat auf linker Seite nicht. Min Li Marti (sp, ZH) bestätigte ferner gegenüber dem
Tages-Anzeiger, dass je 14 Wochen einigen Linken zu wenig weit gingen. 10

1) AB NR, 2019, S. 870 ff.; Bericht RK-NR vom 15.2.19
2) AB NR, 2022, S. 1862 ff.
3) AB NR, 2021, S. 2692 f.
4) AB NR, 2022, S. 1433 ff.; Medienmitteilung SGK-NR vom 15.11.19; Medienmitteilung SGK-NR vom 20.5.22; Medienmitteilung
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5) AB NR, 2021, S. 2492 ff.; Medienmitteilung SGK-NR vom 29.10.21
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